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Mai 2024         Zl. LFW-2020-87502/92 

 

ERLÄUTERUNGEN 

 

zur Verordnung der Oö. Landesregierung über die Einteilung der Fischereireviere in 

Oberösterreich (Oö. Fischereireviere-Verordnung) 

 

A. Allgemeiner Teil 

I. Anlass und Inhalt des Verordnungsentwurfs: 

Der Oö. Landesfischereiverband wurde zur Vertretung der Interessen der Fischerei in 

Oberösterreich eingerichtet. Mitglieder des Oö. Landesfischereiverbandes sind alle 

Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter von in Oberösterreich gelegenen 

Fischwässern.  

Organisatorisch gliedert sich der Oö. Landesfischereiverband in Fischereireviere, 

deren Bereich durch Verordnung der Landesregierung bestimmt wird.  

Die Zuordnung der Gewässer zu den Revieren ist entsprechend den unterschiedlichen 

Bewirtschaftungsverhältnissen, die sich aus natürlichen oder künstlichen 

Gegebenheiten ergeben, vorzunehmen, wobei nach Möglichkeit auf den natürlichen 

Zusammenhang der Gewässer Bedacht zu nehmen ist. 

Maßgeblich für die Neuregelung der Fischereirevier in Oberösterreich ist der Umstand, 

dass die tatsächlichen Gegebenheiten größten Teils nicht (mehr) mit der gesetzlichen 

Grundlage betreffend die Einteilung der Fischeireviere übereinstimmen, da die 

Festlegung der meisten Fischereireviergrenzen mehr als hundert Jahre zurückliegt 

bzw. noch aus der Kaiserzeit stammt. Nur einzelne Fischereireviere wurden seither 

neu verordnet.  

Um eine praxistaugliche und dem Oö. Fischereigesetz 2020 entsprechende rechtliche 

Grundlage zu schaffen, werden nun in einer einzigen Verordnung alle 38 

Fischereireviere in Oberösterreich zur Gänze neu verordnet. Alle bisher in Geltung 

stehenden Verordnungen bzw. Kundmachungen betreffend den Grenzverlauf und die 

Benennung von Fischereirevieren treten mit Inkrafttreten dieser Verordnung außer 

Kraft. 

Damit wird gewährleistet, dass das gesamte Landesgebiet lückenlos in 

Fischereireviere eingeteilt wird und eine kompakte Übersicht über die Anzahl der 

Fischereireviere bzw. deren Situierung gegeben ist. Zudem dient die 

Zusammenfassung der einzelnen Fischereirevierverordnungen der Transparenz und 

dem Bürokratieabbau, indem sämtliche Fischereireviere in Oberösterreich in einer 

einzigen Verordnung geregelt werden. 
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Parallel zur Verordnung wurden die neu festgelegten Grenzen auch im Digitalen 

Oberösterreichischen Raum-Informations-System (DORIS) erfasst, um sowohl für die 

Behörden als auch für die Bevölkerung eine übersichtliche Darstellung der 

Fischereireviere zu gewährleisten.  

Die Digitalisierung der Fischereireviere in Kombination mit den zum größten Teil 

digitalisierten Fischereirechten bietet den Behörden ein effizientes Werkzeug in der 

Verfahrensführung und erweitert das Informations- und Serviceangebot im Bereich  

E-Government des Landes Oberösterreich.  

 

II. Gesetzliche Grundlage 

Diese Verordnung wird auf der Grundlage von § 32 Abs. 4 Oö. Fischereigesetz 2020 

erlassen. 

 

III. Finanzielle Auswirkungen auf die Gebietskörperschaften 

Durch diese Verordnung werden (voraussichtlich) weder dem Land noch den 

Gemeinden (oder dem Bund) gegenüber der derzeitigen Rechtslage Mehrkosten 

erwachsen.  

 

IV. Finanzielle Auswirkungen auf Bürgerinnen und Bürger und auf Unternehmen 

einschließlich der Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort Oberösterreich 

Die in dieser Verordnung enthaltenen Regelungen bringen im Vergleich zur bisherigen 

Rechtslage keine finanziellen (Mehr-)Belastungen für die Bürgerinnen und Bürger im 

Allgemeinen und für Wirtschaftstreibende im Besonderen mit sich.  

 

V. Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union 

Dieser Verordnung stehen - soweit ersichtlich - keine zwingenden unionsrechtlichen 

Vorschriften entgegen. 

 

VI. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, 

insbesondere auf Frauen und Männer  

Die in dieser Verordnung enthaltenen Regelungen haben - soweit ersichtlich - weder 

direkt noch indirekt unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der 

Gesellschaft, insbesondere von Frauen und Männern. 

 

VII. Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere 

Klimaverträglichkeit 
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Die in dieser Verordnung enthaltenen Regelungen betreffen rein die organisatorische 

Einteilung des Oö. Landesfischereiverbandes in Fischereireviere. Sie weisen daher 

keine umweltpolitische Relevanz auf. 

 

VIII. Besonderheiten des Verordnungsverfahrens 

Der vorliegende Verordnungsentwurf enthält keine verfahrensrechtlichen 

Besonderheiten. 

 

 

B. Besonderer Teil 

§ 1: 

 

Die Fischeireviere stellen eine organisatorische Untergliederung des Oö. 

Landesfischereiverband dar.  

In den Fischereirevieren werden die Geschäfte von der 

Fischereireviervollversammlung, dem Fischereireviervorstand und der 

Fischereirevierobfrau bzw. dem Fischereirevierobmann geführt. Insbesondere werden 

vom Fischereirevier jene Aufgaben des Oö. Landesfischereiverbands besorgt, welche 

sich auf den örtlichen Bereich des Fischereireviers beziehen (33 Abs. 2 

Oö. Fischereigesetz 2020). 

 

Gemäß § 32 Abs. 4 Oö. Fischereigesetz 2020 ist die Zuordnung der Gewässer zu den 

Revieren entsprechend den unterschiedlichen Bewirtschaftungsverhältnissen, die sich 

aus natürlichen oder künstlichen Gegebenheiten ergeben, vorzunehmen, wobei nach 

Möglichkeit auf den natürlichen Zusammenhang der Gewässer Bedacht zu nehmen 

ist. 

 

Demensprechend hat der Oö. Landesfischereiverband - ausgehend von der historisch 

gewachsenen Reviereinteilung - eine neue Grenzziehung für die Reviere 

vorgeschlagen und mit den Revierobfrauen und Revierobmänner abgestimmt. 

Bereits vorhandene Strukturen in der Organisation der bestehenden Fischereireviere 

sollen durch die Neuregelung weitgehend erhalten bleiben und die bestehenden 

Reviere sich in der Verordnung wiederfinden.  

 

Die konkrete Grenzziehung orientiert sich aber nicht nur an den in der Praxis 

bestehenden Fischereirevieren, sondern auch am Zusammenhang und an den 

Bewirtschaftungsverhältnissen der Gewässer, deren Einzugsgebieten sowie an den 

bestehenden Fischereirechten. 
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§ 2: 

Abs. 1 

Die textliche Formulierung der Reviergrenzen wurde u.a. auf Basis der Beschreibung 

der Fischereirechte im Fischereibuch gefasst, insbesondere wird oftmals auf den 

(räumlichen) Beginn bzw. das Ende von Fischereirechten Bezug genommen, damit 

Fischereirechte eindeutig einem Fischereirevier zuzuordnen sind. 

Das Fischereibuch wird von der Bezirksverwaltungsbehörde für den jeweiligen Bezirk 

geführt (soweit diese Aufgabe nicht per Verordnung auf eine andere 

Bezirksverwaltungsbehörde übertragen wurde).  

Die Fischereireviere decken sich jedoch nicht mit den politischen Bezirken. Daher wird 

klarstellend in § 2 darauf hingewiesen, dass sich die Ordnungsnummern (ON) der 

Fischereirechte im jeweiligen Gewässer(abschnitt) immer auf das jeweilige für den 

Bezirk geführte Fischereibuch beziehen, in dem das Gewässer liegt. 

 

Abs. 2 

 

Als Basis für die Grenzziehung der Fischereireviere dienen die Einzugsgebiete der 

Gewässer. Damit wird auch der Forderung des § 32 Abs. 4 Fischereigesetz 2020 

Rechnung getragen, der die Zuordnung der Gewässer entsprechend den natürlichen 

oder künstlichen Gegebenheiten verlangt, wobei nach Möglichkeit auf den natürlichen 

Zusammenhang der Gewässer Bedacht zu nehmen ist.  

Die Einzugsgebiete stellen den Oberflächenabfluss von Niederschlag im gesamten 

Landesgebiet dar und waren schon bisher im Digitalen Oberösterreichischen Raum-

Informations-System (DORIS) ersichtlich. Der Begriff „Einzugsgebiet“ stammt aus der 

Hydrologie und wird in der ÖNORM B 2400 in Punkt 3.3.11 als „ein Teil der Landfläche, 

der von einer Wasserscheide eingeschlossen ist und von dem der direkte 

Oberflächenabfluss von Niederschlag durch Schwerkraft in ein Fließgewässer oder 

einen anderen Wasserkörper entwässert wird“ bezeichnet. 

Diese Formulierung wurde aus der ÖNORM übernommen und soll sicherstellen, dass 

eine lückenlose Aufteilung des Landes in Fischereireviere gewährleistet wird. Somit 

können auch in Zukunft neu geschaffene Gewässer (zB Teiche) eindeutig einem 

Fischereirevier zugeordnet werden. 

 

In der Anlage befindet sich ein Übersichtsplan, der die Lage der Fischereireviere 

darstellt. Die Beschreibung der zu einem Fischereirevier gehörenden Gewässer in § 1 

Abs. 2 gibt dem Rechtsanwender die nötigen Informationen, um ein Gewässer 

zuordnen zu können. Da das zum Gewässer gehörige Einzugsgebiet jedoch nicht 

unbedingt in der Natur ersichtlich ist, soll der als Anlage angefügte Übersichtsplan 
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einen Überblick über die flächenmäßige Ausdehnung des Fischereireviers bieten. 

Indem der Übersichtsplan auf Grundlage der DORIS-Anwendung erstellt wurde - 

welche nicht verbindlich ist - und zudem der Maßstab 1:200 000 kein genaues 

Erkennen der Grenze ermöglicht, soll er nur der Übersicht über die Lage der Reviere 

dienen. 

Die konkreten Grenzen ergeben sich aus der textlichen Beschreibung in § 1 Abs. 2 

sowie aus § 2, der Lageplan hat somit keine normative Wirkung hinsichtlich des 

Grenzverlaufs. 

 

§ 3: 

Nach Möglichkeit wurde darauf Bedacht genommen, dass sich die 

Fischereireviergrenze am Ende bzw. am Beginn eines Fischereirechts befindet, um 

eine möglichst eindeutige Zuordnung der Fischereirechte zu einem Revier zu 

ermöglichen. Da dies aufgrund der zivilrechtlichen Natur der Fischereirechte, welche 

mitunter auch strittig sein können, nicht immer möglich ist, wurde in § 3 eine 

diesbezüglich Zweifelsregelung normiert. 

Klarstellend wird auch erwähnt, dass die Grenze eines Fischereireviers, selbst wenn 

sie ein Fischereirecht durschneiden sollte, keinen Einfluss auf den Bestand eines 

Fischereirechts haben kann. Bei einer Zusammenlegung bzw. Teilung von 

Fischereirechten bzw. einer Zerschneidung wird das Fischereirecht demjenigen 

Fischereirevier zugeordnet, in dem es überwiegend liegt.  

 

 

§ 4 

 

Der Zeitpunkt für das Inkrafttreten dieser Verordnung wird mit 1. August 2024 

festgelegt, um eine angemessene Vorbereitungszeit für Neuwahlen in den 

Fischereirevieren zu gewährleisten. Hinsichtlich der Fälligkeit des Mitgliedsbeitrags 

(der Revierumlage), der von den jeweiligen Fischereirevieren angefordert wird, sollen 

Auswirkungen der geänderten Fischereirevierzugehörigkeit einer Bewirtschafterin 

bzw. eines Bewirtschafters aufgrund der organisatorischen Abwicklung erst ab 

1.1.2025 wirksam werden. 

Für den Fall, dass eine Bewirtschafterin bzw. ein Bewirtschafter durch die geänderte 

Zugehörigkeit seines Fischereirechts die Eigenschaft als Bewirtschafterin bzw. 

Bewirtschafter im bisherigen Revier verliert, aber bereits in den 

Fischereireviervorstand gewählt wurde, hat sie bzw. er die Möglichkeit – nicht aber die 

Pflicht – seine Funktion im Vorstand bis zum Ende der Funktionsperiode auszuüben.  


